Deutsdier Bttndesiag 
3. WaUperiode 


Dnidcsadie 2628 


Antrag 

der Fraktton der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Untersadiung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 


Der Bundestag hat dos folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Prüfung, welche Maßnahmen zur Verbes- 
serung der innergemeindlichen Verkehrsve!:halt- 
nisse unter dem Gesichtspunkt einer gesunden 
F^-umordnung und eines neuzeitlichen Städtebaues 
erforderlich sind, ist eine Untersuchuhg durchzufüh- 
ren. Dabei ist vor allem die Notwendigkeit zu be- 
rücksichtigen, die Balhnigsgebiete zu entlasten und 
ein leistungsfähiges Netz der Straßen, von Bund, 
Ländern, Gemteinden und Gemeindeverbänden zu 
schaffen. 

(2) Die Untersuchung hat sich insbesondere auf 
folgende Frag^ zu-erstrecken und den voraussicht- 
lichen Kostenaufwand einzubeziehen: 

1. Wie kdnnen die Verkehrsplanungen der 
Gemeinden dem Ausbauplan für die Bun- 
desfernstraßen unter Berücksichtigung der 
bis 1B75 voraussichtlicheh Verfeehrsent- 
widklung angepaßt werden? 

2. Wie können der Massenverkehr mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln und der In- 
dividualverkehr so aufeinander abge- 
stiiamt werden, daß ein flüssiger und 
wirtschaftlicher Straßenverkehr sicherge- 
stellt ist? 

3. Wie kdnnen die Schwierigkeiten bei der 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs be- 
hoben werden? Wie kann die private Ini- 
tiative zur Errichtung von Anlagen für den 
ruhenden Verkehr gefördert werden? 
Kann der Bau von Tiefgaragen mit Anf- 


gaben des zivilen Bevölkerungsschutzes 
verbunden werden? 

4. In welchem Umfang können die inne?:- 
städtischen Verkehrswege durch die Er- 
schließung weiterer Ve ''kehrsebenen ent- 
lastet werden? Inwieweit Kenn auch hier 
der Bau von unterirciischen Anl>^gen mit 
Aufgaben des zivilen Bevölkerungsschut- 
zes verbunden werden? 

§ 2 

Die Bundesr^ierung führt die Untersuchung 
durch. Sie bildet hierzu eine Sachverständigenkom- 
mission. 

§ 3 

Die Sachverständigenkommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Sie stellt einen Arbeits- und 
Zeitplan aut Geschäftsordnung und Arbeits- und 
Zeitplan bedürfen der Genehmigung der Bundes- 
regierung* 

§ 4 

Die Bundesregierung leitet den Bericht der Sach- 
verständigienkommission mit ihrer Stellungnahme 
dem Bimdestag und <Jem Bundesrat zu. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft 


Bonn, den 27. März 1961 


Müller-Heimiaim 

Hödieri 

Dr. Krone und Fraktion 
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